Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Königlich Sächſiſchen Regierung über die Aufbringung der 
Parochial- und Schullaſten in den gemiſchten Grenzparochien Großdölzig und Queſitz vom 2. Mai 1882 
nebſt Miniſterial⸗Erklärung vom 25. März 1883, S. es. 


(Nr. 8926.) Geſetz, betreffend den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Uebertretungen. 
Vom 23. April 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 


verordnen auf Grund der $$. 453 bis 458 der Strafprozeßordnung für das 
Deutſche Reich vom 1. Februar 1877 (Reichs-Geſetzbl. S. 253) mit Zuſtimmung 
der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für den ganzen Umfang 
derſelben, was folgt: 

* 

Wer die Polizeiverwaltung in einem beſtimmten Bezirke auszuüben hat, 
iſt befugt, wegen der in dieſem Bezirke verübten, in ſeinen Verwaltungsbereich 
fallenden Uebertretungen die Strafe durch Verfügungen feſtzuſetzen, ſowie eine 
etwa verwirkte Einziehung zu verhängen. Di zeiliche Strafverfügung iſt auch 

Beſchüldigte im Jul äfſtg. 

Wird Geldſtrafe feſtgeſetzt, fo iſt zugleich die für den Fall des Unvern ögens 


an die Stelle der Geldſtrafe tretende Haft zu beſtimmen, , #4 A Nie „ wid p 
Die feſtzuſetzende Geldſtrafe darf den Betrag von aabig. Mast die- Hal, 
auch wenn ie un die Stelle einer- nicht- beizutrei itt, di r Seu 4 


rachtet der Polizeiverwalter eine höher 7 
die Verkolgung dem Amtsaumalte überlaffen. 1 5 ie: 


v 
von drei Tagen nicht überſchreiten. Er 
Stufe biferiigt. 1 


werden. 
$. 2. 

Die Feſtſetzung einer Strafe durch die Polizeibehörde findet nicht ſtatt: 

1) bei Uebertretungen, für deren Aburtheilung die Rheinſchifffahrtsgerichte, 
die Elbzollgerichte oder die Gewerbegerichte zuſtändig ſind; 

2) bei Uebertretungen der Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben oder Gefälle; 

3) bei Uebertretungen bergpolizeilicher Vorſchriften. 

Geſ. Samml. 1883. (Nr. 8926.) 


Ausgegeben zu Berlin den 10. Mai 1883. 
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Der Beſchuldigte kann gegen die Strafverfügung binnen einer Woche nach 

der Bekanntmachung in Gemäßheit der Strafprozeßordnung auf gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung antragen. ö 

Iſt gegen einen Beſchuldigten im Alter von 12 bis 18 Jahren eine 

Strafverfügung erlaſſen, ſo kann binnen der für den Beſchuldigten laufenden 

Friſt auch der geſetzliche Vertreter deſſelben auf gerichtliche Entſcheidung antragen. 


F. 4. 

6 Die Strafverfügung muß außer der Feſtſetzung der Strafe die ſtrafbare 
EN Handlung, Zeit und Ort derſelben, die angewendete Strafvorſchrift und die 
3 Beweismittel, ſowie die Kaſſe bezeichnen, an welche die Geldſtrafe zu zahlen iſt. | 
2 Sie muß die Eröffnung enthalten: 5 

a) daß der Beſchuldigte binnen einer Woche nach der Bekanntmachung 
auf gerichtliche Entſcheidung antragen könne; 

b) daß der Antrag entweder bei der Polizeibehörde, welche die Straf— 
verfügung erlaſſen hat, oder bei dem zuſtändigen Amtsgericht an⸗ 
zubringen ſei; 

e) daß die Strafverfügung, falls innerhalb der beſtimmten Friſt ein Antrag 
auf gerichtliche Entſcheidung nicht erfolge, vollſtreckbar werde. 


9. 5. 

Die polizeiliche Strafverfügung iſt nach Maßgabe der zu erlaſſenden Aus- 
führungsbeſtimmungen ($. 13) dem Beſchuldigten durch einen öffentlichen Beamten 
zu behändigen. 6 

8 


x Für dieſes Verfahren ($$. 1 bis 5) find weder Stempel noch Gebühren 
8 anzuſetzen, die baaren Auslagen aber fallen dem Beſchuldigten nach näherer 
Maßgabe der zu erlaſſenden Ausführungsbeſtimmungen ($. 13) in allen Fällen 
zur Laſt, in welchen eine Strafe endgültig gegen ihn feſtgeſetzt iſt. 


§. 7. 

Die in Gemäßheit dieſes Geſetzes endgültig feſtgeſetzten Geldſtrafen, ſowie 
die eingezogenen Gegenſtände fallen Demjenigen zu, welcher die ſächlichen Koſten 
der Polizeiverwaltung zu tragen hat. 

Der Letztere iſt dagegen verpflichtet, die durch Feſtſetzung und Vollſtreckung 

der Strafen entſtehenden, von dem Beſchuldigten nicht beizutreibenden Koſten 
u tragen. 
. f Inſoweit beſondere Vorſchriften beſtehen, nach welchen Geldſtrafen oder 
. eingezogene Gegenſtände einem anderen Berechtigten zufallen, findet die Vorſchrift 
8 des erſten Abſatzes keine Anwendung. Desgleichen bleiben vertragsmäßige Be⸗ 
ſtimmungen unberührt. y 
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$. 8. 
ft der Amtsanwalt eingeſchritten, bevor die polizeiliche Strafverfügung 
dem Beſchuldigten behändigt worden, ſo iſt die letztere wirkungslos. 
F. 9. 

Wird bei dem Amtsgericht auf gerichtliche Entſcheidung angetragen, ſo iſt 

dem Antragſteller eine Beſcheinigung hierüber koſtenfrei zu ertheilen. 
$. 10. 

Iſt die polizeiliche Strafverfügung vollſtreckbar geworden, ſo findet wegen 
derſelben Handlung eine fernere Anſchuldigung nicht ſtatt, es ſei denn, daß die 
Handlung keine Uebertretung, ſondern ein Vergehen oder Verbrechen darſtellt und 
daher die Polizeibehörde ihre Zuſtändigkeit überſchritten hat. 

In dieſem Falle iſt während des gerichtlichen Verfahrens die Vollſtreckung 
der Strafverfügung einzuſtellen; erfolgt eine rechtskräftige Verurtheilung wegen 
eines Vergehens oder Verbrechens, ſo tritt die Strafverfügung außer Kraft. 

5.11. 

Gegen Militairperſonen dürfen die Polizeibehörden Strafen nur wegen 
ſolcher Uebertretungen feſtſetzen, zu deren Aburtheilung im gerichtlichen Verfahren 
die ordentlichen Gerichte zuſtändig ſind. Eine Feſtſetzung von Haft für den Fall 
des Unvermögens ($. 1 Abſatz 2) findet durch die Polizeibehörde nicht ſtatt. 

§. 12. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt am 1. Juli 1883 in Kraft und in den⸗ 
jenigen Landestheilen, in welchen zur Zeit das Geſetz vom 14. Mai 1852 Geltung 
hat, an die Stelle dieſes Geſetzes und der daſſelbe ergänzenden Beſtimmungen. 

Von dieſem Tage ab ſind für das weitere Verfahren in denjenigen Sachen, 
in welchen eine polizeiliche Strafverfügung noch nicht behändigt iſt, die Vorſchriften 
des gegenwärtigen Geſetzes maßgebend. 

| $.13. 

Die Minifter des Innern und der Juſtiz haben die zur Ausführung dieſes 
Geſetzes erforderlichen reglementariſchen Beſtimmungen zu erlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wiesbaden, den 23. April 1883. 


d. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Goßler. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 
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(Nr. 8927.) Rezeß zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Königlich Sächſiſchen Regierung 
über die Aufbringung der Parochial- und Schullaſten in den gemiſchten 
Grenzparochien Großdölzig und Quefig vom 2. Mai 1882 nebſt Minifterial- 
Erklärung vom 25. März 1883. 


ur Beſeitigung der in den von der Preußiſch⸗Sächſiſchen Landesgrenze durch⸗ 
ſchnittenen Grenzparochien Großdölzig und Queſitz hinſichtlich der Aufbringung der 
Parochial- und beziehentlich Schullaſten entſtandenen Differenzen und zur Regu⸗ 
lirung dieſer Verhältniſſe iſt durch die von den beiderſeitigen Hohen Staats⸗ 
regierungen dazu beauftragten Kommiſſarien, und zwar 
Königlich Preußiſcher Seits 
von dem Konſiſtorialrath und Juſtitiar in Magdeburg Carl Eduard 
Nitze, 
Königlich Sächſiſcher Seits 
von dem Geheimen Regierungsrath im Königlich Sächſiſchen Miniſterium 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts in Dresden Kurt Damm 
Paul von Seydewitz, 
auf Grund der am 21. Oktober 1879 in Großdölzig und an demſelben Tage 
in Queſitz mit den Intereſſenten gepflogenen Verhandlungen, reſp. auf Grund der 
für das Rittergut Großdölzig⸗Oberhof unterm 17. November 1879 abgegebenen 
Beitrittserklärung folgender Rezeß bis auf landesherrliche Genehmigung abgeſchloſſen 
worden. 1 


Die Kirchen⸗ und Schulgemeinde Großdölzig betreffend. 
1. 

In die im Königreich Sachſen gelegene Kirche zu Großdölzig ſind 
Königlich Sächſiſcher Seits die politiſchen Gemeinden Großdölzig und 
Kleindölzig, ſowie die von dem politiſchen Gemeindeverbande eximirten 
Rittergüter Großdölzig⸗Oberhof, Großdölzig-Unterhof und Kleindölzig, 

und iſt 
Königlich Preußiſcher Seits die Gemeinde Möritzſch 
eingepfarrt. 

Auch ſind ſämmtliche vorgenannte Gemeinden und Rittergüter in die im 
Königreich Sachſen gelegene Kirchſchule zu Großdölzig eingeſchult. 

2. 

Die Beſchlüſſe, welche über die kirchlichen Bedürfniſſe gefaßt werden, ſind 
nach der Verfaſſung und Geſetzgebung desjenigen Staates zu beurtheilen, in welchem 
die Kirche liegt, und von den kirchlichen Behörden deſſelben zu genehmigen. Die 
Beſchlüſſe, welche über die Bedürfniſſe für die Schule gefaßt werden, ſind nach 
der Verfaſſung und Geſetzgebung desjenigen Staates zu beurtheilen, in welchem 
die Schule liegt, und von den Schulbehörden deſſelben zu genehmigen. 


. * . 


* 
Die in dieſer Weiſe gültig gefaßten und genehmigten Beſchlüſſe ſind auch 


für die ausländiſchen Eingepfarrten reſp. Eingeſchulten verbindlich, doch ſtehen 


dieſen, wenn ſie ſich beſchwert glauben, alle nach den Geſetzen des Staates, in 
welchem die Kirche beziehentlich die Schule liegt, zuläſſigen Rechtsmittel, ſowie 
das Recht der Beſchwerdeführung bei der kompetenten Behörde dieſes Staates zu. 

Entſcheidungen, welche in derartigen Differenzen gegen die ausländiſchen 
Eingepfarrten reſp. Eingeſchulten ergehen, ſind von der perſönlichen Obrigkeit der 
letzteren, ohne daß dieſer eine materielle Kognition in der Sache zuſteht, ſofort 
zu vollſtrecken, ſobald fie durch die betreffende ausländiſche Behörde unter ge 
höriger Angabe der Thatumſtände, auf welchen das Schuldverhältniß beruht, 
requirirt wird. 

3. 

Die in der Kirchengemeinde Großdölzig aufzubringenden Parochialumlagen 
und die in der Schulgemeinde Großdölzig aufzubringenden Schulumlagen werden 
auf den Preußiſchen und den Sächſiſchen Theil der Geſammtgemeinde vertheilt 
je nach Verhältniß einerſeits des innerhalb der Gemeinde Möritzſch und anderer- 
ſeits des innerhalb der Gemeinden Großdölzig und Kleindölzig, ſowie der Ritter- 
güter Großdölzig-Oberhof, Großdölzig⸗Unterhof und Kleindölzig vorhandenen Grund⸗ 
beſitzes. Die Schulgeldſätze ſollen in der ganzen Schulgemeinde einheitliche fein. 

Um eine ſichere Grundlage für die Berechnung dieſes Quotalverhältniſſes 
zu erhalten, iſt der Flächengehalt des in der geſammten Kirchgemeinde, beziehentlich 
in der geſammten Schulgemeinde vorhandenen Grundbeſitzes zu ermitteln, in 
Preußiſchen Morgen rechnungsmäßig zum Ausdruck zu bringen und alsdann auf 
den Preußiſchen und den Sächſiſchen Theil der Geſammtgemeinde zu repartiren. 

Bemerkt wird, daß die Morgenzahl in Möritzſch zur Zeit auf „686“ 
einſchl. Dorflage beziffert iſt. 

Es iſt einflußlos, ob der Grundbeſitz bebaut iſt oder nicht, ſowie ob er 
wirthſchaftlichen Zwecken dient oder nicht. Bei Auswerfung der Quote bleiben 
diejenigen Grundſtücke unberückſichtigt, welche im Eigenthum der Kirche (Kirchlehn), 
der Pfarre (Pfarrlehn), der Schule (Schullehn), ſowie der Kirchgemeinde oder 
der Schulgemeinde ſich befinden. 

Die Art der Aufbringung der Parochial- und Schulumlagen innerhalb des 
Preußiſchen wie des Sächſiſchen Theils der Geſammtgemeinde wird durch das 
vorſtehend feſtgeſetzte Quotalverhältniß nicht berührt. 

Dieſes Quotalverhältniß tritt vom 1. Januar 1880 an in Wirkſamkeit. 


4. 

Eine Aenderung des mittelſt gegenwärtigen Rezeſſes feſtgeſtellten Beitrags- 
verhältniſſes zwiſchen dem Preußiſchen und dem Sächſiſchen Theile der Kirchen⸗ 
und Schulgemeinde Großdölzig kann nur mit Genehmigung der beiderſeitigen 
Staatsregierungen erfolgen. 

Die Frage einer etwaigen dereinſtigen Auspfarrung der Preußiſchen Ort⸗ 
ſchaft bleibt unberührt. 


(Nr. 8927.) 


B. 
Die Kirchengemeinde Queſitz betreffend. 


K 
In die im Königreich Sachſen gelegene Kirche zu Queſitz iſt 
Königlich Sächſiſcher Seits die politiſche Gemeinde Queſitz 
und 
Königlich Preußiſcher Seits die Gemeinde Döhlen 
eingepfarrt. 
2. 

Die eingepfarrte Preußiſche Gemeinde Döhlen betheiligt ſich an der in der 
Parochie Queſitz nach dem Königlich Sächſiſchen Kirchengeſetz, die Fixation der 
Accidentien und Stolgebühren der evangeliſch-lutheriſchen Geiſtlichen und Kirchen⸗ 
diener betreffend, vom 2. Dezember 1876 (Königlich Sächſiſches Geſetz- und 
Verordnungsblatt vom Jahre 1876 S. 715) auszuführenden Fixation der 
Accidentien und Stolgebühren des Pfarrers und des Kirchſchullehrers (Küſters) 
in Queſitz, und zwar nach Maßgabe der in dem angezogenen Geſetz enthaltenen 
Vorſchriften. Es find daher in den feſten Gehalt, welcher nach H. 3 des allegirten 
Kirchengeſetzes vom 2. Dezember 1876 dem Pfarrer und dem Kirchſchullehrer 
(Küſter) an Stelle des durchſchnittlichen Jahresbetrages der Accidentien und 
Stolgebühren während der vier Kalenderjahre 1872, 1873, 1874 und 1875 zu 
gewähren iſt, auch diejenigen Accidentien und Stolgebühren mit einzurechnen, 
welche in den bezeichneten vier Kalenderjahren aus der Gemeinde Döhlen zu 
gewähren geweſen ſind. 

3. 

Dagegen partizipirt die Preußiſche Gemeinde Döhlen antheilig an den durch 
das Königlich Sächſiſche Staatsgeſetz, die Entſchädigung für den Wegfall von 
Gebühren der Geiſtlichen und Kirchendiener betreffend, vom 22. Mai 1876 
Göniglich Sächſiſches Geſetz- und Verordnungsblatt vom Jahre 1876 S. 251) 
den Kirchengemeinden bewilligten, einerſeits nach der Durchſchnittszahl der Taufen, 
Aufgebote, Präſentationsſchreiben und Trauungen in den Kalenderjahren 1872, 
1873, 1874 und 1875, und andererſeits nach den herkömmlichen oder matrikel⸗ 
mäßigen niedrigſten Gebührenſätzen derſelben zu berechnenden Entſchädigungs⸗ 
beträgen aus der Königlich Sächſiſchen Staatskaſſe. 

Es find ferner — gemäß F. 1 des angezogenen Kirchengeſetzes vom 
2. Dezember 1876 — Taufen, Aufgebote und Trauungen, wenn fie in der ein- 
fachſten Form vollzogen werden, auch an den in der Gemeinde Döhlen wohn⸗ 
haften Parochianen unentgeltlich zu vollziehen. Dieſe Unentgeltlichkeit erſtreckt ſich 
auch auf die Präſentationsſchreiben und die ſonſtigen Schriften und Kirchen— 
zeugniſſe, einſchließlich der Einträge in die Kirchenbücher, welche die vom 1. Ja- 
nuar 1876 an vorgekommenen und ferner vorkommenden Taufen, Aufgebote 


De a ae EITANS LP A are le 8 PEST. ae De EN. Bir 3 De 


9 N SR 


und Trauungen betreffen, wie denn auch Abgaben an die Kirchenärarien bei 
ſolchen Taufen und Trauungen nicht ſtattfinden. 

Endlich gilt auch bezüglich der Preußiſchen Gemeinde Döhlen, daß Pfarrer 
und Kirchſchullehrer (Küſter) in Queſiz — gemäß F. 7 des allegirten Kirchen⸗ 
geſetzes vom 2. Dezember 1876 — für keine in ihr Amt einſchlagende und ihnen 
obliegende einzelne Handlung oder Bemühung, für welche durch die Fixation Ent⸗ 
ſchädigung eingetreten iſt, eine Gegenleiſtung anzunehmen haben. 

4. 

Die Parochie Oueſitz wird ſowohl bei Berechnung der vorſtehend unter 
Nr. 2 behandelten fixirten feſten Gehälter für ihren Pfarrer und Kirchſchullehrer 
(Küſter) als auch bei Auswerfung der vorſtehend unter Nr. 3 behandelten Ent- 
ſchädigungsbeträge aus der Königlich Sächſiſchen Staatskaſſe als ein einheitliches 
Ganzes angeſehen. 

5. 

Der Zeitpunkt, von welchem an die Preußiſche Gemeinde Döhlen in die 
Accidentienfixation eintritt und an den Entſchädigungsbeträgen aus der Königlich 
Sächſiſchen Staatskaſſe für weggefallene Accidentien und Stolgebühren Theil 
nimmt, iſt auf den 1. Januar 1880 feſtgeſetzt worden. 

Die Frage einer etwaigen dereinſtigen Auspfarrung der Preußiſchen Ort⸗ 
ſchaft bleibt unberührt. N 

Beiderſeitige Kommiſſare haben vorſtehenden Rezeß in zwei gleichlautenden 
Ausfertigungen eigenhändig unterzeichnet. 

Magdeburg und Dresden, den 2. Mai 1882. 


Carl Eduard Nitze „Konſiſtorialrath und Juſtitiar. 
Kurt Damm Paul von Seydewitz, Geheimer Regierungsrath 


Miniſterial-Erklaͤrung. 


D. Königlich Preußiſche und die Königlich Sächſiſche Regierung find über 
eingekommen, die Beitragspflicht der Preußiſchen Ortſchaft Möritzſch, im Kreiſe 
und Regierungsbezirk Merſeburg, bei Aufbringung der Parochial- und Schullaſten 
der im Königreich Sachſen belegenen Parochie Großdölzig und die Betheiligung 
der gleichfalls im Kreiſe und Regierungsbezirk Merſeburg belegenen Ortſchaft 
Döhlen bei der Fixation der Accidentien und Stolgebühren des Pfarrers und 
des Kirchſchullehrers in der Königlich Sächſiſchen Kirchengemeinde Queſitz durch 
kur am 2. Mai 1882 abgeſchloſſenen Rezeß zu regeln, welcher folgendermaßen 
anfängt: 

„Zur Beſeitigung der in den von der Preußiſch-Sächſiſchen Landesgrenze 

durchſchnittenen Grenzparochien Großdölzig und Queſitz hinſichtlich der Auf— 
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bringung der Parochial⸗ und beziehentlich Schullaſten entſtandenen Differenzen 
und zur Regulirung dieſer Verhältniſſe iſt durch die von den beiderſeitigen 
Hohen Staatsregierungen dazu beauftragten Kommiſſarien“ u. ſ. w. 
und mit den Worten ſchließt: 
Beiderſeitige Kommiſſare haben vorſtehenden Rezeß in zwei gleichlautenden 
Ausfertigungen eigenhändig unterzeichnet. 
Magdeburg und Dresden, den 2. Mai 1882. 
Karl Eduard Nitze, Konſiſtorialrath und Juſtitiar. 
Kurt Damm Paul v. Seydewitz, Geheimer Regierungsrath.“ 
Zur Urkunde deſſen iſt die gegenwärtige Miniſterial-Erklärung ausgefertigt 
worden, um gegen eine entſprechende Erklärung des Königlich Sächſiſchen 
Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten ausgewechſelt zu werden. 
Berlin, den 25. März 1883. 


Der Koͤniglich Preußiſche Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung: 
Gr. v. Hatzfeldt. 


Vorſtehende Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklärung des 
Königlich Sächſiſchen Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten vom 6. April 
d. J. ausgewechſelt worden iſt, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 21. April 1883. 


Der Miniſter der auswärtigen Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts— 


Angelegenheiten. und Medizinal-Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Im Auftrage: 
v. Bojanowski. Barckhauſen. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 


